
Aktenzeichen:

£_Bßeäléää I m N-& m e n d e 3 V o l k e 8

In Sachen
Verkündet '

am 9u Februar 1956

\ „.„ . „
Klägerin und Revisionsklägerin,

Regierungsooersekretar
als bchr11tiuhTer Prozeßbevollmächtigterzk

gegen die Bundesversicherungsanetalt für
Angestellte, Berlin—Wilmersdorf?
Ruhretraße 2‚

.

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der l° Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom

90 Februar 1956, an'der mitgewirkt haben
' \

Präsident S c h n e i d e r

als Vorsi zender‚

Bundesriehter Dr„ Haueisen und

Bundesrichter Penguitt

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Mann
4

und
Bundessozialrichter Dr„ Gaber

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Schles—

wig vom 13° Januar 1955 wird mit den ihm

zugrunde liegenden Feststellunge■ aufge—

hoben; die Sache wird zur erneuten Verhand-

lung und Entscheidung an das Landosßozial—

-gericht Schleswig zurüekverwieeeno
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9:.5<:_“@_r_vhi■tfvt „£_i

In

Die Klägerin, die 1927 in die Angestelltenversicherung eintrat,
war von 1928 bis 1944 Redaktionssekretärin bei der G

, } Zv -

„ Am 24. Januar 1949 beantragte sie in Kiel bei der Landes—

versicherungeanstalt Schleswig, ven der damals die Aufgaben der

Angestelltenversieherung wahrgenommen wurden, die Bewilligung

des Ruhegeldes wegen Berufsunfähigkeit‚ Mit Bescheid vom

26, April 1949 wurde dieser Antrag abgelehnt; die Landesver—
sicherungsenstalt war der Auffassung, daß die Klägerin berufs—

fähig sei° Die Berufung der Klägerin wies das Obervcrsicherungs—
amt Schleswig am 21° Eezember 1949 zurück; auch das Oberver—
sicherungsamt hielt die Klägerin noch für berufsfähig„ Die wei-

tere Berufung, die von der Klägerin gegen dieses Urteil einge—

legt wurde, wies das Landessozialgericht'Schleswig zuruck; es
stützte sich dabei auf die Gutachten der Ärzte Dro R‘ und

Dr„ P; von der Universitäts—Augenklinik in K: vom 24. Juli

1953 und des Obererztes‘Dr° %; von der Medizinischen Klinik

in K„ vom 30„ Juli 1953; die Revision ließ das Landessozial-

gericht nicht zu„

Am 4° Juni 1955 legte die Klägerin Revision ein; sie beantragte,
das Urteil des Landessozialgerichts Schleswig vom 15„ Januar 1955

eufzuheben und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und Ent-

scheiäung an das Landessozielgericht zurückzuvcrweisen„ Zur Be—

gründung führte sie aus, das Verfahren des Landessozialgcrichts

sei mangelhaft; mit Schriftsatz an des Landeesozialgericht vqm

5° August 1954 habe sie darauf hingewiesen, daß das augenärzt—

liche Gutachten der Ärzte Dr, R und Dr“ P ' Vom 24° Juli
1953 in Widerspruch stehe zu dem Schreiben derselben Ärzte an
ihren behandelnden Arzt Dr° K vom 13. Mai 1955; während näm-

lich in dem Gutachten vom 24° Juli 1955 gesagt sei, es sei augen;

ärztlich eine meßbare Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit nicht

festzustellen, weil die fehlende Konvergenz des linken Auges

durch die Prismenbrille der Klägerin ausgeglichen sei, sei in

dem Schreiben vom 13. Mai 1953 ausgeführt, daß die Prismenbrille
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„ 3 „

Neharbeiten "nur auf kurze Zeit" ermögliche; zur Aufklärung

dieses Widerspruchs habe der Berichterstatter des Landes-

sozialgeriehts, wie auch im Tatbestand des Urteils ausdrück—

lich dargelegt sei, fünf Tage vor der Verhandlung von dem

Gutachter Dr° P. fernmündlich eine Auskunft eingeholt,

darüber einen Vermerk gemacht und diesen Vermerk in der Ver—

handlung von 13° Januar 1955 verlesen° Diese fernmündlichc

_Vernehmung des Gutachters Dr° P. sei unzulässig gewesen,

ganz abgesehen davon, daß gar nicht sichergestellt sei, ob

der Berichterstatter auch wirklich mit Dr. P gesprochen

habe; es sei im Sozialgerichtegesetz nirgends vorgesehen,

daß ein Berichterstatter nach eigenem Ermessen eine Beweis-

aufnahme enordnen und durchführen könneo Beweise seien nach

5 117 SGG in der mündlichen Verhandlung durch das Gericht

zu erheben°

Die Beklagte beantragte, die Revision als unzulüseig zu ver—

werten; @117 SGG sei nicht verletzt; bei der fernmündlichen
Unterredung zwischen dem Berichter3tatter und dem Gutachter

Dro P ' habe es sich nicht um eine Beweiserhebung, sondern

um die Einholung einer A skunft im Sinne des @ 106 Abs°3

'Nre 3 SGG gehandelt; im übrigen habe die Klägerin in der

mündlichen Vérhandlnng Gelegenheit gehabt, sich zu dem Vermerk

des Berichterstattere zu äußern; sie habe auch nicht — wie

@164 Abs° 2 Satz 2 SGG dies verlenge — die Beweismittel be—
zeichnet, die einen Verfahrenémengel ergebeno ‘

Das Bundeesozielgericht ersuchte des Landessozialgericht am
_50 Oktober 1955, den Vermerk über das Ferngespräch vom 8° Janu—

er 1955 zwischen dem Berichterstatter LSG—Rat P= ' und dem

Gutachter Dr„ P'_ zu den Akten des Landessozielgerichts

nechzureichen; das Lendessozialg»rieht teilte darauf am
180 Oktober 1955 mit, der Vermerk vom 8° Januar 1955 sei.

nicht mehr auffindber° Auf die weitere Frage des Bundcesoziel—
gerichte} seit wann LSG—Het P dem erkennenden Senat

engehöre und ob er etwa Vertreter des ursprünglich zum Bericht—

erstatter ernannten und nach @ 155'3GG zur Ausübung der Rechte
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„ 4 „

aus den @@1049 106 — 108 SGG befugten LSG—Rats K:;„
„ib' sei,

erwiderte das Landeesozialgericht am 25° Januar 1956 unter

Hinweis auf den Beschluß seines Präsidiums vom 25° Oktober 1954,

LSG—RatP gehöre dem 5enat seit l° November 1954 an, er
sei vom Vorsitzenden mündlich zum

Berichterstatter ernannt und

mit den Aufgaben aus den @@104, 106 — 108 SGG betreut werden;
LSG-Rat K sei am ].0 November 1954

aus dem_8enet ausge-
schiedeno '

110

10) Die Revision ist form- und fristgerecht eingelegt; sie ist
auch rechtzeitig begründet„ Die Revision ist nach 5 162 Abs.1

Nro 2 SGGstatthaft, da das Verfähren des Lendessozialge_
richte an wesentlichen Mängeln leiclet°

&) Die Anfrage, die LSG—Rot P
_. am 8° Januar 1955 fern—

mündlich an den Gutachter br„ ]? ' gerichtet hat, ist eine
Maßnahme zur

Vorbereitung der mündlichen Verhandlung im

Sinne von 5_lo6 Abs° 2 SGG gewesen, die der Berichterstatter

für notwendig gehalten hat° Hierbei ist aber nicht beachtet

werden, äaß vom Berichterstatter solche Maßnahmen nur ge—

troffen werden können, wenn ihm nach 5 155 SGG die Aufgaben

aus 5 106 SGG ausdrücklich übertragen sind° Das ist hier
nicht der Fall gewesen„ Zwar hat der Vorsitzende des Senats

durch Verfügung vom 18° Mai 1954 den LSGÄRat K

unter Übertragung der "Rechte aus 5 155 Satz 1 SGG“ zum
Berichterstatter bestimmt; aus den Akten ist aber nicht er—

sichtlich, daß später LSG—Rat P , der nicht etwa Ver—

treter des LSG—Rats K: gewesen ist, zum Berichter-

statter bestimmt werden ist und daß auch ihm die Befugnisse

aus 5 106 SGG übertragen worden sind° Eine solche Über-

tragung kann nicht etwa mündlich erfolgen; sie muß vielmehr

für die einzelne Streiteache in den Akten dieser Sache

schriftlich festgelegt werden„ LSG—Rat Pv ‘ ist deshalb

nicht berechtigt gewesen9 M&ßnahmen im Sinne des 5 106

Abs° 2 SGG zu treffen° Dieser Mangel ist auch gerügt werden°
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i 5 „

Die ■üge ist darin zu erblicken, daß die Klägerin erklärt

hat, es sei nirgends vorgesehen, daß ein Berichterstatter

"nach eigenem Ermessen eine Beweiseufnehme anordnen und

durchführen könne"o

b) Die fernmündliche Anfrage bei Dr, P hat dazu ge—
dient, den Widerspruch zwischen dem Gutachten von 24° Juli

1955 und dem Schreiben an Dr" med, K: vom 13, Mai 1955

aufzukläreno Sie ist eine Zeugenvernehmung gewesen, soweit

es
sich darum gehandelt hat, festzustellen, wie das Schrei—

ben an Dr° K . zustande gekommen ist; sie ist eine Sech—

verständigenvernehmung gewesen, sbweit es sich dabei um die

Richtigkeit des Gutachtens vom 24, Juli 1953 gehandelt hat,

Sowohl Zeugen— wie Seehverständigenvernehmungen können nach

dem Sezielgerichtsgesetz mündlich oder schriftlich erfolgen;

erfolgen sie mündlich, so hat der Zeuge oder Sachverständi-

ge seine Angaben vor dem zuständigen Richter zu Protokoll

zu machen; erfolgen sie schriftlich, so hat er seine An—

gaben niederzuschreiben, zu unterzeichnen und dem Gericht

einzureichen (@@106 Abs. 4, 117, 118 Abs° 1 SGG, 160 Abs, 2
und 3, 377 Abso 3 und 4, 394 - 397, 402, 411 ZPO}, Die

jernngndlighe Vernehmung von Zeugen oder Sachverständigen
ist dagegen dem Sozialgerichtsgesetz nicht bekannt; sie ist

"mit dem Grundsatz der Unmittelhsrkeit der Beweissufnahme

(vg—gl°dazu die Urteile des BGH vom 2991,1955‚ NJW 1955

s, 671, und des BVerwG v0m 4011„1955‘, NJW1956 s, 236),

von dem auch das sozielgerichtliche Verfahren ausgeht

und von dem nur in den gesetzlich ausdrücklich vorgesehe—

nen Fällen Ausnahmen gemacht werden können, nicht verein—
_ber und deshalb unzulässig„

‚Die Meinung der Beklagten, die fernmündliche Anhörung des:

Dr„ P sei als Einholung einer "Auskunft" nach 5 106

Abs° 3 Nr, 3 SGG zulässig gewesen, trifft nicht zu° Zwar

kann nach dieser Vorschrift der Vorsitzende des Senats

oder der'■iehter‚ dem die Aufgaben des 9 106 SGG übertra—

gen sind, nicht nur von Behörden, sondern auch von Privat—

personen “Auskünfte jeder Art" einholen; eine "Auskunft"
ist nicht nur die Erklärung einer Behörde, sondern auch
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—6-

die Erklärung einer Privatperson (ebenso ?eters—Seutter—

dolff eoaooo Anno } h unter cc zu 5 106 SGG); insoweit
gelten für das sozialgerichtliche Verfahren die gleichen

Grundsätze wie im Zivilprozcß; auch dort kann der Vorsitzen—

de oder ein von ihm zu bestimmendee Mitglied des Prozeßge—

richte schon vor der mündlichen Verhandlung u„a„sowohl von

Behörden wie von Privatpersonen Auskünfte einholen

(@@272 b Abs° 2 Nr„ 4, 377 Abs. 5 und 4 ZPO); ein Unter—
schied hesteht nur insofern, als im Zivilprozeß die Einho—

lung von Auskünften bgi_grigatgerggngn durch die Vorschriften

der 5% 272 b‘Abs° 2 Nro 4 in Verbindung mit $ 377 Abs° 3 und

4 ZPO eingeschränkt ist, während für des sozielgerichtlichc

Verfahren eine solche Einschränkung nicht vorgesehen into

Eine Einschränkung dieser höglichkeit läßt sich für das

sozialgerichtlichc Verfahren auch nicht aus 5 106 Abs° 3

Nro 4 SGG herleiten;diese Vorschrift bezieht sich nur auf die

Xernehggng von Zeugen und Seehverständigen durch den ersuch—

ten Richter; es kann aus ihr nicht gefolgert werden, daß es
untersagt sei, von diesen Personen Auskünfte einzuholen° Was

indes durch 5 106 Abs, 1 Nr“ 3 SGGnicht zugelassen ist, ist
die £ggngändlighg Einholung von "Auskünften" bei Zeugen oder
Sachverständigen, die sich auf den Inhalt ihrer Aussagen ’ '

oder Gutachten beziehen° Dies ergibt sich daraus, daß eine

solche "Auskunft", die von einem Zeugen oder Sachverständigen

eingeholt wird, ihrem Gehalt nach eine Erklärung als Zeuge

<oder Sachverständiger darstellt; eine solche Erklärung kann

aber, wie bereits dargelegt ist, nur mündlich oder schrift—.\

lich, nicht aber fernmündlich abgegeben werden; nur die Er—

klärung zu ?rotokoll und die schriftliche Erklärung bieten

die Gewähr dafür, daß sie so festgehalten sind, wie dies im
Interesse der Sorgfalt der Beweiseufnahme erforderlich ist°

Die fernmündliche Anhörung des Dr, P findet hiernach in_

dem Hinweis auf % 106 Abs° l Nr° 5 SGG keine verfahrensrecht—

liche Stütze; Auch dieser hangel des Verfahrens ist gerügt°

Der Mangel ist nicht etwa dadurch geheilt worden, daß der

Aktenvermerk des LSG—Rats‘P ; in der mündlichen Verhand—

lung verlesen werden ist; durch diese Verlesung haben die Be—

teiligten lediglich das Beweisergebnis erfahren; die Unzuläs—

-sigkéit des Vérfahrens bei der Beweisaufnahme ist aber durch
die Verlesung des Aktenvernerks nicht beseitigt worden„
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Der Einwand der Beklagten, die Revision sei unzu—
lässig, weil die Klägerin in ihrer Begründung ent—

gegen der Vorschrift des 5 164 Abs° 2 Satz 2 SGG
nicht die Beweismittel für die Verfahrensmängel

bezeichnet habe, geht fehle Bei Verfahrensrügen

sind Beweiemittel nur dann anzugeben, wenn zur

Beurteilung der Frage, ob ein Verfehrensmangcl vor“

liegt, eine Beweieaufnnhme erfordérlich isto Er—
\

gibt sich aber so wie hier der Verfahrensvcrstoß
unmittelbar aus den Akten, dann bedarf es nur der

Angabe der diesbezüglichen Tatsachen, nicht aber

.der Bezeichnung beeonderer Beweismittel; die Tat—

sachen, aus denen sich der Verfehrensveretoß er—
gibt, sind im vorliegenden Fall von der Klägerin

in der Revisionsbegründung vorgetragen worden;

ihre Revision ist deshalb zulässig°

Die Revision iet auch begründet° Zwischen der

Verletzung der @@155, 106 und 107 SGG und der

Entscheidung besteht ein ursächlicher Zusammen—

hang im Sinne von 5 162 Abs° 2 SGG0 Dieser Zu—
sammenhang ist gegeben, weil die äöglichkeii be—

steht, daß des‘Landeesozialgericht andere ent—

schieden hätte, wenn es die verfahrenerecht—

lichen Bestimmungen richtig angewandt hätte

(vgl° Haueiseh, NJW1955 so 1859 unter IV 2,
ebenso für 5 549 ZPO Rosenberg, Lehrbuch des
Zivilprozeßrechte, 6, iuflage S, 664; Baumbach—

Lauterbach, zro, 23, Auflo Anm„ 2 A zu 5 549,
Stein—Jonas, ZPO, 18° Aufl° Ann° VI zu 5 549

und RGZ Bdo 57 3° 550 ff, Band 68 So 130 ff und

Band 136 S, 299 ff)° Bee Urteil des Landessoziel—
gerichte ist daher mit den ihm zugrunde liegenden

*Peetstellungen eufzuhebeno Gleichzeitig ist die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung
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an das Landessozialgericht zurückzuverweisen (@ 170 Abs" 2

Satz 2 SGG); das Bundessozialgericht selbst kann nicht ent—

scheiden, da nicht vorhcrzusehen ist, zu welchem Ergebnis

die ordnungsmäßige Vernehmung des Sachverständigen “ro P;
führe■wird° '

40) Über die Kösten des Verfahrens hat das Landessozialgericht in

seinem Schlußurteil zu entscheideno
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